
Gift aus der Olivenzone
Auf den EU-Mitgliedsländern mit der besten Bonität ruht in der Euro-Krise die Hauptlast. Mit dem 

Gütesiegel „A A A “ kämpfen die Regierungen in Den Haag, Helsinki, Luxemburg und 
Wien um die Zukunft der gemeinsamen Währung -  und gegen deutsch-französische Bevormundung.

Kreisrund, mit Messingring 
und exakt siebeneinhalb 

P P E L d flH  Gramm schwer ist er, mit 
r i  d  H - t  einer schlanken Eins vorn 

drauf: der Euro.
Lugt von der Rückseite 

ein griechischer Steinkauz oder ein spa­
nischer König, gilt das Geldstück, virtuell 
gewichtet, neuerdings weniger. Ist hinge­
gen der Bundesadler oder Mozart zu se­
hen, die Silhouette von Königin Beatrix 
oder eine Idylle mit finnischen Singschwä­
nen, verweist das Bild auf eine Herkunft, 
die früher einmal als Hartwährungsland 
bezeichnet wurde.

Unsichtbar geht nun ein Riss durch die 
Euro-Zone: Sechs von 17 Ländern sind 
mit dem Gütesiegel „A A A “ der amerika­
nischen Rating-Agenturen als tadellose 
Schuldner verbrieft. Je stärker die Staats­
finanzen in Griechenland, Portugal, Ita­
lien, Spanien oder Irland aus dem Lot ge­
raten, desto stärker sollen nun die Länder 
mit bester Bonität für den Euro bürgen. 
Neben Deutschland und Frankreich sind 
das Finnland, Luxemburg, die Niederlan­
de und Österreich.

Von Würstelstand-Besuchern in Wien 
über die Stammkundschaft an den Fisch- 
ouden in Den Haag bis hin zu Luxembur­
ger Bankern und finnischen Unterneh­
mern: Viele in den Euro-Musterländern 
wirken dieser Tage hin- und hergerissen. 
Zwischen dem dringenden Verdacht, dass 
mit den Hunderten Milliarden, die gerade 
in Hilfspaketen und unter Rettungsschir­
men für bedrohte EU-Staaten verschwin­
den, auch ein Stück ihrer Lebensleistung 
dahingeht -  und der Hoffnung, dass die 
Regierenden mit ihren besänftigenden Pa­
rolen doch noch Recht behalten werden.

Es geht in dieser Euro-Krise nicht nur 
um die Rettung einer gemeinsamen Wäh­
rung. Es geht um Wesensfragen der poli­
tischen Union.

Es geht um den Verdacht vieler Europä­
er, dass in der als „Olivenzone“ verspotte­
ten südlichen EU-Region auf Kosten ande­
rer geprasst wurde und dass jene, die spar­
samer gewirtschaftet haben, nun das Gift 
schlucken sollen, das nach Norden vor­
dringt. Andererseits ist es noch nicht aus­
gemacht, dass es die EU aushält, wenn 
manche Länder fiskalisch bereits unter 
Zwangsverwaltung stehen und andere

dank ihrer Finanzkraft künftig die Richtung 
angeben. Droht Deutschland, wirtschaft­
lich der Koloss unter den AAA-Staaten, 
durch die Hintertür zur unumschränkten 
Führungsmacht in Europa aufzusteigen?

Für Heikki Vauhkonen stehen solche 
Fragen nicht im Vordergrund. Der gutge­
launte Unternehmer mit dem schütteren 
Haar lässt Sauna- und Specksteinöfen 
bauen als Chef eines börsennotierten Fa­
milienunternehmens in Helsinki: „Finn-

Österreichs Finanzministerin Fekter*
Giftiger Brief der Schotter-Mitzi

land ist ein kleines Land mit großen Nach­
barn“ , sagt Vauhkonen, man wisse sich 
einzufügen: „Niemand in unserer Wirt- I 
Schaft denkt über ein Zerbrechen der j 
Euro-Zone oder einen Austritt nach; wir 
leben vom Export -  ohne Euro haben wir 
keine Chance.“

* Während einer Rede des Europa-Kritikers Josef Bücher 
im Wiener Nationalrat am 18. Mai.

Beinahe wortgleich wiederholt das 
Anne-Catherine Berner, ebenfalls aus der 
Hauptstadt. Die Betriebswirtin leitet in 
dritter Generation den Textilbetrieb ihrer 
Vorfahren und, darüber hinaus, einen 
Verband von Familienunternehmen, de­
ren 170000 Mitarbeiter immerhin 30 Mil­
liarden Euro Umsatz jährlich erwirtschaf­
ten. Auch Berner schwört auf Europa: 
„Es hilft Finnland nicht, Einzellösungen 
zu suchen.“

Premier Jyrki Katainen scheint das an­
ders zu sehen. Vielleicht ließ er deshalb 
seine Finanzministerin vergangene W o­
che eine Vereinbarung über „Sicherhei­
ten“ für finnische Hilfskredite an Grie­
chenland verkünden: Für rund 1,4 Mil­
liarden Euro, die Helsinki zum europäi­
schen Hilfspaket von 109 Milliarden Euro 
beisteuern muss, sollen die Griechen rund 
500 Millionen zurückzahlen und in Finn­
land krisenfest^ anlegen -  bis die Schul­
den abgestottei t sind oder die verzinste 
Sicherheitsleistfmg der finnischen Über­
weisung entspr cht.

Kritiker in gaüiz Europa bewerten die­
sen Alleingang als Versuch der Finnen, 
eigene Risiken auf Kosten anderer zu 
begrenzen, und sprechen von einem 
„Schildbürgerstreich“ . Sollte auch nur ei­
nes der Geberländer, die jetzt womöglich 
ebensolche Abkommen schließen wollen, 
die finnische Sonderregelung ablehnen, 
wäre das gesamte Hilfspaket für G rie­
chenland geplatzt. Finnlands Regierungs­
chef beeindrucken solche Aussichten 
nicht. Er sieht die Griechenland-Hilfe mit 
den Augen eines Kaufmanns: „Die ande­
ren Euro-Länder wissen, dass Finnland 
sich an diesem Paket nicht beteiligt, wenn 
uns keine Sicherheiten geleistet werden.“

Premier Katainen, seit Juni im Amt, 
steht erkennbar unter Druck. Zwar ist 
Finnland neben Luxemburg und Estland 
das einzige Land der Euro-Zone, das die 
vorgeschriebenen Schuldengrenzen ein­
hält und außerdem mit seinen gut fünf Mil­
lionen Einwohnern zu den relativ größten 
Geberländem der Union gehört. Die Zah­
lungen in den Gemeinschaftstopf überstie­
gen die 2010 empfangenen Subventionen 
um 0,32 Prozent des Bruttosozialprodukts 
(Deutschland: 0,26 Prozent).

Doch seit der deutlichen Schlappe der 
etablierten Parteien gegen die rechtspo-
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Jugendproteste gegen Sparmaßnahmen in Spanien: „Wie lang geht das noch weiter mit der Euro-Diktatur?“

pulistischen „Wahren Finnen“ unter 
Timo Soini ist so etwas wie eine Zeiten­
wende im nördlichen europäischen Mus­
terland zu beobachten: Die verunsicher­
ten Altparteien biedern sich bei Protest­
wählern an.

So zielsicher wie Timo Soini aber tref­
fen sie den Ton nicht. Soini sagt, Europa 
leide unter „ökonomischem Wundbrand“ 
einzelner Länder: „Solange wir nicht am­
putieren, was nicht mehr zu retten ist, ris­
kieren wir die Vergiftung des ganzen Kör­
pers.“ Rund 23 Prozent aller Wähler stim­
men Umfragen zufolge den Diagnosen 
der EU-feindlichen Wahren Finnen inzwi­
schen zu.

Finnlands Europa- und Außenhandels­
minister Alexander Stubb gesteht offen, 
dass „die Wahren Finnen uns alle in eing 
schwierige Ecke gedrängt haben“ -  die 
Regierung werde künftig zweifelsfrei 
„viel härter als bisher“ Vorgehen müssen.

Dennoch verspricht er: „Wir wollen Teil 
der Lösung sein und nicht Teil des Pro­
blems.“

Der Finanzministerin Maria Fekter in 
Wien, die augenblicklich hart daran ar­
beitet, ihren Wählern zu erklären, warum 
das blühende Österreich für die darbende 
Olivenzone bluten soll, sollte man dieser 
Tage eher nicht mit den Finnen kommen. 
Ende voriger Woche hat Fekter ihren fin­
nischen Kollegen einen giftigen Brief we­
gen deren eigenmächtigen Vorgehens ge­
schrieben. Jetzt muss die Frau Minister 
auch noch zum Chat beim Online-Able- 
ger der Zeitschrift „News“ .

Ein bisserl sehr streng w ie immer 
schaut sie drein, die resche, wegen des 
elterlichen Kiesbaubetriebs von Spöttern 
„Schotter-Mitzi“ gerufene Ministerin. 
Und kaum sitzt sie beim Chat, schaut sie 
noch strenger, denn schon geht’s los mit 
gemeinen Fragen. „Wie können Sie es
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verantworten, Österreichs Steuergelder 
ins Ausland zu verschenken?“ -  „Wie 
lang geht das noch weiter mit der Euro- 
Diktatur?“

Frau Ministerin schlägt sich tapfer. 
Sie hat die morgendlichen Schlagzeilen 
der Massenblätter gesehen, über den 
belgischen Parteifreund und „Schwach­
m atiker“ Herman van Rompuy, der 
jetzt eine europäische Wirtschaftsregie­
rung führen soll, und über das Milliar­
dengrab EU. Fekter kennt auch die Um­
fragen, denen zufolge in ihrem Land, 
das wie kaum ein anderes von der EU 
profitiert hat, die rechtspopulistische 
FPÖ inzwischen stärkste Partei ist -  
jene FPÖ, deren Vorsitzender Heinz- 
Christian Strache sagt: 
tungsschirm ist eine Ma 
für die Österreicher.“

Fekter sammelt und : 
schickt sie tapfer ihre ,

„Der Euro-Haf- 
ssenenteignung

(rafft sich. Dann 
«Jachrichten ins
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Ausland

„Wir sind alle bedroht'V
Der niederländische Finanzminister Jan Kees de Jager fordert 

die Bundesregierung auf, bei Euro-Bonds hart zu bleiben.

De Jager, 42, gehört der christlich-demo­
kratischen Partei CDA an und ist seit 2010 
Finanzminister der Minderheitsregierung 
aus Christdemokraten und Rechtslibera­
len von Premier Mark Rutte.

Spiegel: Herr Minister, immer mehr Stim­
men fordern, die Krise in der Euro-Zone 
mit Euro-Bonds zu beenden. Sie auch?
De Jager: Nein, auf gar keinen Fall. Euro- 
Bonds sind nicht die Lösung. Sie kön­
nen eine Schuldenkrise nicht beenden, 
indem sie eine neue Form der Verschul­
dung einführen. Stattdessen müssen die 
betroffenen Länder ihre Haushalte in 
Ordnung und ihre Wirtschaft durch Re­
formen auf Vordermann bringen. Euro-'- 
Bonds sind dazu keine Alternative, im 
Gegenteil, sie hätten eine geradezu per­
verse Wirkung.
SPIEGEL: Das müssen Sie erklären.
De Jager: Euro-Bonds neh­
men den Problemländern 
jeden Anreiz, wieder auf 
den Pfad vernünftiger 
Haushalts- und Wirtschafts­
politik einzuschwenken.
Weil sie ein niedrigeres 
Zinsniveau haben als ihre 
bisherigen Anleihen, ver­
leiten sie die Regierungen, 
mehr Schulden zu machen 
statt zu sparen. Das nenne 
ich pervers.
SPIEGEL: Selbst Großspeku­
lant George Soros fordert 
Euro-Bonds. Weiß er nicht, 
wovon er spricht?
De Jager: Jedenfalls bedenkt 
er nicht die langfristigen 
Auswirkungen seines Vorschlags. Kurz­
fristig mögen Euro-Bonds die Märkte be­
ruhigen. Wenn Sie aber nichts an den 
Rahmenbedingungen ändern, dann haben 
Sie in fünf Jahren die nächste Krise, die 
unter Umständen noch viel schlimmer aus­
fällt als derzeit, weil dann auch gesunde 
Länder wie Deutschland und die Nieder­
lande noch viel höher verschuldet sein 
werden.
Spiegel: Die Bundesregierung ist auch ge­
gen Euro-Bonds. Wie lange noch?
De Jager: Ich erwarte von der Bundesregie­
rung, dass sie bei dieser Auffassung bleibt. 
Auf lange Sicht mögen Euro-Bonds eine 
Option sein, aber erst wenn alle Mitglieds­
länder der Währungsunion die gleiche

Finanzpolitik betreiben. Davon sind wir 
noch ein gutes Stück entfernt.
SPIEGEL: Bleibt als kurzfristige Hilfe der 
Rettungsschirm EFSF, den die Staats- und 
Regierungschefs Ende Juli mit neuen Auf­
gaben, aber nicht mit mehr Geld ausge­
stattet haben. Müsste er nicht aufgestockt 
werden, um glaubwürdig zu bleiben?
De Jager: Ich bin nicht generell gegen eine 
bessere Ausstattung des EFSF, aber auch 
das ist kein Allheilmittel. 440 Milliarden 
Euro sind nicht wenig. Bei Bedarf lassen 
wir aber mit uns reden.
Spiegel: Wäre es nicht sinvoll, den Finanz­
rahmen schon jetzt zu verdoppeln?
De Jager: Das ist leicht gesagt, aber so eine 
Operation bleibt nicht ohne Auswirkun­
gen auf die Bonität der Geberländer. 
Deutschland und die Niederlande haben 
eine solide AAA-Bewertung der Rating- 
Agenturen. Das gilt aber nicht für alle Län­
der mit Bestnote...

Spiegel: Sie meinen Frank­
reich.
De Jager: Ich spiele auf kein 
spezielles Land an. Solche 
Länder laufen Gefahr, ih­
re Bestnote zu verlieren, 
wenn sie dem EFSF noch 
mehr Garantien zur Verfü­
gung stellen müssen. Letzt­
lich sind wir alle bedroht 
von Ansteckungsgefahr. 
Wir können nicht einfach 
sagen, dass das letzte noch 
mit A A A  bewertete Mit­
gliedsland der Währungs­
union die Schulden aller 
anderen garantiert. Die Lö­
sung der Staatsschulden­
krise besteht nicht darin, 

noch mehr Schulden zu machen, sondern 
weniger.
SPIEGEL: Wird eine Aufstockung des EFSF 
nicht nötig, wenn Italien Hilfe braucht?
De Jager: Italien ist ein großes Land mit ei­
ner Verschuldung von fast zwei Billionen 
Euro. Die schiere Größe dieser Zahl zeigt 
schon, dass Italien niemals unter den 
Schutzschirm schlüpfen darf. Ich bin aber 
auch der festen Überzeugung, dass es so 
weit nicht kommen wird. Die Regierung 
des Landes hat ein Sparprogramm aufge­
legt, und die Entwicklung des Haushalts­
defizits ist längst nicht so besorgniserre­
gend wie in einigen anderen Ländern. .  
Spiegel: Was passiert, wenn Griechenland 
nicht in der Lage ist, die Auflagen des

Finanzminister de Jager
„ Verbale Disziplin“

zweiten Rettungspakets zu erfüllen. Wird 
es dann ein drittes geben?
De Jager: Sollte sich die Regierung Griechen­
lands außerstande sehen, die Bedingungen 
des Rettungsprogramms zu erfüllen, dann 
werden die Niederlande jede weitere Hilfe 
verweigern. Dann Werden wir auch die 
nächste Rate des Rettungspakets blockie­
ren. Das Land hat keine andere Wahl, als 
weiter zu sparen und zu reformieren. 
SPIEGEL: Finnland w il  von den Griechen 
für weitere Flilfen ein Pfand. Ist das nicht 
unfair anderen Geberländern gegenüber? 
De Jager: Was uns betritt, so ist noch keine 
Abmachung getroffen.pies ist eine Frage, 
die von allen Ländern der Euro-Zone be­
raten werden muss. Wir haben in allen 
Verhandlungen darauf hingewiesen, dass, 
wenn Finnland ein Pfand bekommt, auch 
die Niederlande eines bekommen wollen. 
SPIEGEL: Halten Sie es für möglich, dass 
die Griechen aus dem Euro ausscheiden? 
De Jager: Nein, das glaube ich nicht. Dann 
kommt es für die griechische Bevölkerung 
noch härter als jetzt schon. Scheitern ist 
für Griechenland keine Option.
SPIEGEL: Wird es einen Punkt geben, an 
dem die reichen und starken Länder sagen: 
Uns reicht’s, wir steigen aus?
De Jager: Nein, ein solcher Schritt würde 
zu enormen Verwerfungen führen, unter 
denen auch die Länder mit stabilen Finan­
zen mehr zu leiden hätten als unter den 
Folgen der Rettungspakete.
Spiegel: Neben den angeschlagenen Rand­
staaten der Euro-Zone legen nun auch 
noch Frankreich und Italien Sparprogram­
me auf. Fürchten Sie nicht, dass dadurch 
das Wachstum abgewürgt wird?
De Jager: Es mag sein, dass uns die Konso­
lidierung ein bisschen Wachstum kostet. 
Das ist aber das kleinere Übel. Eine Ver­
schärfung der Schuldenkrise, die sich zu 
einer zweiten Finanzkrise ausweitet, wäre 
viel schlimmer, weil wir dann mit Sicher­
heit in eine Rezession abgleiten.
Spiegel: Grund für die jüngsten Turbulen­
zen war, dass die Beschlüsse des Krisen-
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dem Lot geraten Finnischer Unternehmer Vauhkonen: „Kleines Land mit großen Nachbarn

git J schon nach zwei Wochen zerredet 
wurden. Was lässt sich gegen die Kakopho- 
nie in Europa machen?
De Jager: Das Einzige, was hilft, ist verbale 
Disziplin aller Beteiligten. Den Vertretern 
der 17 nationalen Regierungen würde ich 
dabei noch etwas mehr Spielraum zugeste- 
hen, weil sie sich gegenüber ihren Parlamen­
ten und ihrer Bevölkerung rechtfertigen müs­
sen. Den Repräsentanten der europäischen 
Institutionen wie der Kommission würde ich 
aber empfehlen, sich genau zu überlegen, 
welche Auswirkungen auf die Märkte ihre 
Äußerungen haben können. Da wäre manch­
mal mehr Zurückhaltung angebracht.
SPIEGEL: Sie spielen auf Kommissionspräsi­
dent José Manuel Barroso an, der zwei Wo­
chen nach den Beschlüssen seinen Unmut 
in einem Brandbrief kund tat.
De Jager: Ich nenne keine Namen, die Schul­
digen dürfen sich aber angesprochen fühlen. 
Spiegel: Braucht die Euro-Zone nicht auch 
ins? Anelle Reformen, um glaubwürdiger 
gegt^uner den Märkten zu werden?
De Jager: Da haben Sie völlig recht. Mit der 
Verschärfung des Stabilitätspakts sind wir 
auf gutem Weg, aber das reicht nicht. Was 
wir vor allem brauchen, sind glaubwürdige 
Sanktionsmechanismen, die bei Fehlverhal- ? 
ten greifen. Wir brauchen mehr Zusammen­
arbeit, mehr wirtschaftspolitische Koopera­
tion, kurzum: mehr Europa, um die verein­
barten Regeln umzusetzen.
SPIEGEL: Wer soll die Sanktionen verhängen? 
Die Mitgliedsländer oder die Kommission?
De Jager: Was mir vorschwebt, ist eine eigen­
ständige, unabhängige Einrichtung, die 
die Länder zur Ordnung ruft und Strafen 
verhängt. Diese könnte an eine bereits be­
stehende Institution angegliedert werden. 
Unabhängigkeit ist dabei der wichtigste 
Aspekt. Etwas Ähnliches hat der deutsche 
Wirtschaftsminister Philipp Rösler unter 
dem Namen europäischer Stabilitätsrat vor­
geschlagen. Der Gedanke gefällt mir sehr. 
SPIEGEL: Wer soll in dem Gremium entscheiden?
De Jager: Wissenschaftler, Experten, nur kei­
ne Politiker. Interview : C h r istia n  Reierm ann

weltweite Netz: „Der Euro ist eine Er­
folgsgeschichte; er gehört zu den stärks­
ten Währungen der Welt.“

Erst als der Internetflirt mit dem Wahl­
volk vorbei und sie selbst schon auf dem 
Sprung ist, fügt Fekter hinzu, Staaten wie

Reiche Nordländer
im Vergleich zum Durchschnitt 
der Euro-Länder 2010 (ohne Estland)

BIP je Einwohner *, in Euro

27849

Luxemburg

Niederlande 35608

Österreich 33931

Finnland

Deutschland 30564

iahresnettoeinkommen je Haushalt*, in Euro

42327

Luxemburg 71404

Niederlande 54583

Österreich

Finnland ■ ■ ■ ■ ■ ■ ■ ■  

Deutschland -48636

•Durchschnittseinkommen von Doppelverdienern 
(eine Person Vollzeit, Partner mit % Stelle) mit zwei Kindern

Schulden je Einwohner, in Euro

23807

Deutschland WHB . 25432

Österreich 24510

Niederlande ■ ■  22332
tu■ CS

Finnland 16260 m
Luxemburg 15108

Quellen: EU-Kommission, Eurostat

Österreich beobachteten das zur Regel 
gewordene deutsch-französische Tete-ä- 
Tete während der Euro-Krise besonders 
aufmerksam: „Wir Kleinen haben ein 
Problem damit, wenn sich da zwei Große 
treffen und uns danach etwas über­
stülpen w ollen.“ Mit Deutschland sei 
man sich inhaltlich häufig einig. Dennoch 
gelte: „Ich schätze die Kollegin Merkel, 
aber vertreten tu ich unser Land lieber 
selber.“

Knapp tausend Kilom eter westlich, 
auf dem Luxemburger Kirchberg, sitzt 
einer, der in Sachen Euro eine gewichti- 

82111 ge Rolle spielt: Der 
Deutsche Klaus 

Regling, der den Stabilitätspakt einst mit 
entwickeln half und später im Auftrag 
der EU-Kommission Blaue Briefe ans 
Kabinett des Defizitsünders Gerhard 
Schröder schickte, ist -  Ironie des Schick­
sals -  jetzt der Mann, der mit Hilfe des 
europäischen Rettungsschirms EFSF den 
Kollaps der Gemeinschaftswährung ver­
hindern soll.

Traut man dem Gespür des Volks rund 
um Reglings Büro in der Avenue John F. 
Kennedy, so wird alles gutgehen. Hier, 
wo sich Luxemburgs Banker, EU-Beamte 
und anderweitig angstfrei Beschäftigte 
die Türklinken in die Hand drücken, hier, 
wo 2000 Milliarden Euro Vermögen von 
smarten Finanzdienstleistern verwaltet 
und investiert werden, ist eine Welt ohne 
vereintes Europa schwer vorstellbar.

Das kleine Großherzogtum war 1957 
Mitbegründer der Europäischen W irt­
schaftsgemeinschaft und half später beim 
Aufbau der EU und des Euro. Von jeher 
gehört man zu den Klassenbesten der 
Euro-Zone.

Wie sagt es Benoit Tesch, Berater bei 
PricewaterhouseCoopers, der mit seinem 
halbgefüllten Glas Bier abends im „Ur­
ban“ am Kirchberg steht? „Wir haben im­
mer unser Geld verdient.“ Luxemburgs 
Kapital seien offene Grenzen. Wenn es 
mit Europa abwärtsgehe, ziehe das sein 
Land logischerweise mit nach unten:
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„Wenn es aber Europa gutgeht, geht es 
uns noch besser.“

Laut einer Studie der Schweizer Bank 
UBS verzeichnet die Hauptstadt des Groß­
herzogtums die drittgrößte Kaufkraft welt­
weit. Sogar Paul Helminger, seit zwölf Jah­
ren Bürgermeister der Stadt, fände es nicht 
unschicklich, würde sein Wahlvolk über 
den Rettungsschirm demnächst ein wenig 
zur Ader gelassen: Für das, was Europa 
den Luxemburgern bringe, müsse eben be­
zahlt werden, sagt Helminger. Ohne 
Europa wäre der Kuchen „weniger 
schmackhaft und auch weniger groß“ .

Von der wohlstandsgesättigten Locker­
heit eingesessener Luxemburger ist im 
niederländischen Den Haag nicht mehr 
viel zu spüren. Wie er da im Parlament 
sitzt, Geert Wilders, handgenähte Schuhe, 
marineblauer Anzug, platinblonde Tolle, 
in der vordersten Reihe der Volksver­
sammlung, wirkt der Chef der rechtspo­
pulistischen „Partei für die Freiheit“

Nettozahler wie die Deutschen; sogar die 
Wachstumsrate der beiden Volkswirt­
schaften im vergangenen Quartal war 
identisch: Sie lag in beiden Ländern bei 
nur noch kümmerlichen 0,1 Prozent.

Vor allem aber geht es im Plenum im 
steinernen Binnenhof, dem Sitz des Par­
laments, an diesen beiden Tagen um den 
Mann, der da scheinbar unbeteiligt in der 
ersten Reihe sitzt, rechts außen. Einen 
„golden ondulierten unberechenbaren 
Parlamentarier“ nennen die US-Diploma- 
ten Wilders in den WikiLeaks-Depeschen.

Der sonst so lautstarke Rebell, derzeit 
die Schlüsselfigur der niederländischen 
Politik, lehnt sich zurück, im blauleder­
nen Sessel, schweigt und schaut zu. Er 
braucht nicht zu reden, er lässt reden. 
Den aus dem Urlaub zurückgerufenen 
Ministerpräsidenten Rutte zum Beispiel.

Dessen Minderheitsregierung, eine Ko­
alition aus Rechtsliberalen und Christ­
demokraten, wird geduldet von Wilders. Es

wie Wilders-Gegner die Regierenden mitt­
lerweile nennen. Premier Rüttes Problem 
ist deshalb längst nicht nur der desolate 
Zustand einiger Südländer in der Union, 
es ist die Abhängigkeit von dem ungelieb­
ten Blondschopf. Noch bevor er Königin 
Beatrix, dem Staatsoberhaupt, seinen wö­
chentlichen Bericht erstattet, besucht ihn 
Wilders. Jeden Montagmorgen.

„Der kommt immer zuerst“ , sagt A lex­
ander Pechtold, Fraktionsvorsitzender 
der sozial-liberalen Partei „D66“ , sarkas­
tisch. Pechtold, 45 , sitzt in einem Café 
auf dem Plein, dem Platz vor dem Parla­
ment. Er wirkt nicht sonderlich erschöpft 
nach sechs Stunden Debatte, eher verär­
gert. Wegen seiner ständigen Angriffe auf 
Wilders und die Regierungskoalition ist 
er mittlerweile zu einer Art Oppositions­
führer geworden. Seine Partei hat nie5"  
einmal halb so viele Sitze wie Wilde. 
P W . Der Slogan für die Wahl im vergan­
genen Jahr lautete: „Europa: Ja“ .
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Europa-Gegner Wilders, Athener Flugpassagier während der Taxiblockade des Flughafens: „Darauf einen Ouzo'

(P W ) wie Europas fleischgewordener 
Gottseibeiuns.

Wilders ist ein Kuriosum: stiller Teil­
haber, aber auch Gängler der konserva­
tiven Regierung unter Mark Rutte; er 
lässt die Euro-Beschlüsse zur Rettung 
Griechenlands nur von Sprechern kom­
mentieren: „Lang lebe der Euro, und die 
Griechen trinken darauf noch ein Glas 
Ouzo“ .

So sagt auch nicht Wilders selbst, son­
dern sein Sprecher, worum es beim Ple­
numstermin des Haager Parlaments mit­
ten in den Sommerferien ging: um die 
Schulden der „Knoblauchländer“ näm­
lich. Das klingt deutlich weniger freund­
lich als das Wort Olivenzone.

Bei der außerordentlichen Sitzung geht 
es, natürlich, um Griechenland, um das 
Rettungspaket; es geht um Arm und 
Reich in Europa und um die ewige Frage 
der Transferunion. Die Niederlande sind

ist ein einzigartiges politisches Konstrukt. 
Es gibt Vereinbarungen zwischen der Re­
gierung und ihm, in denen seine Wünsche 
als Regierungsziele festgeschrieben sind. 
Und Wilders ist eben nicht nur ein beken­
nender Islamhasser, er ist, nach eigenen 
Worten, auch ein „Anti-Europäer“.

Deshalb muss Rutte jetzt lavieren: Auf 
jeden Fall müsse es strengste Kontrollme- 
chanismen für die verschuldeten Länder 
geben, fordert er, aber auf keinen Fall dürfe 
das mehr Macht für Brüssel bedeuten -  
sonst hätte er es sich mit Wilders verscherzt.

Der kann sich in der Tat zurücklehnen 
und seine Lage genießen. Für die Hilfs­
zahlungen an Griechenland wird er nicht 
haftbar gemacht -  das ist schließlich Re­
gierungspolitik; zugleich aber sitzt er auch 
nicht machtlos abgeschlagen in der Op­
position. Er zieht die Strippen hinter den 
Kulissen, ins Messer der Wählerverärge­
rung laufen die anderen, „seine Vasallen“

„Wir haben ein Problem“ , sagt Pech­
told, „und das sind die Populisten.“ Ihnen 
gelinge es, die öffentliche Meinung so zu 
manipulieren, dass die Skepsis gegenüber 
Europa in keinem Verhältnis steht zum 
Nutzen, den die Union den Niederlän­
dern bietet. „Wir Niederländer sind eine 
Handelsnation, ein kleines Land, unser 
Wohlstand war schon immer abhängig 
vom Zusammenwirken mit anderen.“ 

Pechtold trinkt seinen Saft aus und 
geht.

Zahlen für die Sünden der anderen 
werden voraussichtlich alle, die Finnen 
ebenso wie Österreicher, Luxemburger 
oder Holländer -  jedenfalls bis zu den 
nächsten Wahlen. Dann allerdings könn­
ten die Europa-Gegner, in Helsinki eben­
so wie in Wien und Den Haag, weitere 
Wähler erreichen.

Manfred  Er tel , Ju lia  A m a lia  He yer , 
V o lk m a r  K a b is ch , Walter  Mayr
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